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Bericht 
./ 

des Finanz- und Budgetausschusses . 
/ 

über die Regiefungsvorlage (289 der Bei­
-lagen): Bundesgesetz, womit der I. Abschnitt 
des Wohnbauförderungs- und Mietengesetzes 
vom 14. Juni 1929, B. G. BI. Nr. 200, ab-

geändert wird. 

Die Novelle zum W ohnbauförderungs- und 
Mietengesetz, das vom Nationalrat am 14. Juni 
1929 beschlOlisen wurde, bezweckt in erster Linie, 
d-as Gesetz ,der heutigen Zeit ranzupas~en. Dem­
zu,folge 5011 der 1. Abschnitt ,desvorgenannten 
Gesetzes .abgeändert werden. 

Im A:bsdmiut I, § 8, Aihs. (2), .des Wohnhau­
fÖl1derungs- und Mietenges.etzes w:ar vorgesehen, 
daß die Tilgungsbeiträge während der Dauer 
der Beitragspflicht für jedes Kalen1derjahr nach 
Wahl des Beitragspflichtigen in barem oder in 
Schuldverschreibungen ,abgest'attet werden konn­
ten. Durch Umtausch der Wohnbauanleihe 
Ern. 1931 und 1936 in 41/2prOZCll'tige Reichs­
schatzanleihe 1938, II. Ern., war die Entrichtung 
der Tilgungsbeiträge praktisch nur mehr ip 
barem möglich. Die Abänderungen ,der ßiestim­
mUll'gen des § 8, Abs. (2), und § 9 des Gesetzes 
bedeuten .daher nur eine Anpassung der gesetz­
lichen Vorschr.iJft.en QJn ,di'e tatsächlich hestehen­
den Verhä'ltnilSse. . 

Nach § 8, Abs. (3), des I. Abschnittes des 
Wohnbauförderungs- und Mietenge'setzcs haben 
die Eigentümer von Wohnbau.för,derungshäusern 
die ,dem Bundeszuschußdarlehen gleichkommende 
Tlilgungsbeitt1agsge'Samt5chuld zuzüglich einer 
Verzinsung von 1 v. H. ,durch Leistung von 
jähdichen . Tilgungsbeitr:ägen in der Höhe von 
60 v. H. des Nettoertr>ages der Liegenschaft in 
dem betreffenden Kalenderj.ahr zurückzuzahlen. 
Der verbleibende Restbetrag von 40 v. H. des 
Nettoertmges fällt dem Eigentümer der Liegen­
schaft zu. Err,eicht ln ei,nem Kalenderjahr deJ;" 
Anteil des Eigentümers ,an diesem _ Res thet rag 
nicht den Betrag, der zur Verzinsung ,der von 
ihm für ,den Hausbau aufgewen1deten Eigen­
mitt,el zum, Zinssatz des unter Zusage der 

Bundeszuschüsse gewährten Darlehens erforder­
lich ist, so ,ermäßigt sich für Idieses Kalenderjahr 
das Ausmaß ,des Tilgungsbeitrag-es um den ent­
sprechenden Fe'hlhetmg. Nach ,dem SchuldscheiJn 
über das Bundeszuschußd,arlehen w,ar ,dieses, je 
nachdem co; 'in der 1. oder II. T ranme der auf 
Grund des § 6 des eingang's zitierten Gesetz­
abschnittes QJusgege,benen Schuldverschreihungen 
(Wohnhauanleihe) seine Deckung fand, _mit 7, 
beziehungsweise 5 v. H. jährlich zu verzinsen, 
welcher Prozents.atz ,daher auch hei der Berech­
nung ,der Ver:zinsung für die Eig.enmittel anzu­
wenden i'st. Diese von Gesetzes wegen gamn­
tierte Eigenmittdverzinsung auch nur mit einem 
Zin.ssatzvon 5 v, H. erscheint aber den heutigen 
wi,rtschaftlichen Verhältnissen nicht mehr ange­
messen, weshalb in -d-em vorliegenden Gesetz­
entwurf .als zulässi,ger Zinssatz ,für ,die Eigen­
mittel 4 v. H., und zwar einheitlich ohne Rück­
sicht ,danauf, ob das Bundeszusch'l1ßdarlehen in 
d~eI. oder 111. Tr;anche der ISchuldver:sdm~iJbungen 
(Wohnbauanleihe) eingereiht wurde, l,estgeset,zt 
wird. Diese einheitliche F!estset'zuilg des Zins­
satze.s für beide Tranchen ist schon deswegen 
gerechtfertigt, weil die Einreihung in die I. ode~ 
TI. Tranche seinerzeit I.ediglichunter dem Ge~ 
s,ichtspunkt des Zeitpunktes der Zuzählung des 
Darlehens vorgenommen wur-de und insbeson­
dere jedef Einflußnahme des Lieg;enschaftseigen­
tümers entzogen w,ar, so daß kein Grund dafür 
gegeben ist, die bevorzugte Behandlung jeJ;ler 
Eigentümer, ,deren Bundeszuschußdarle-hen sohin 
in ,die I. Tmnch,e fiel, weiter fortzusetzen. Der 
Zinss,atz von 4 v. H. entspricht der nach 
dem Wohn ungsgemeinri ützigkeidgesetz zulässigen 
Egenmittelverzinsung. Schließlich w,ird noch be­
merkt, daß durch die im Herbst 1938 ,erfolgte 
KOll'vertierung derbei,den Tranchen der Wohn­
bauanleihe in Reichsschatzanleihe 1938, II. Ern., 
die Wohnbauanleihe und .damit die Bindung des 
zulässigen Höcru;ta~smaßes für idlie Ver:zin'Sung 
der Eigenmittel an die Zinssätze dieser An1e~he 
weggef,allen ist. 
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Die Bemessung der jährlichen Tilgungsbeiträge 
erfolgt in allen Fällen zunächst ;auf Grund der 
Ertragsrechnung, wobei je,doch schon' bisher ge­
mäß § 8, Albs. (12). lit. abis c, hil16ichclich Ein­
familie.nhäusern, Zweifamili,enhäusern, soweit sie. 
aus5chließlich von llilhestehenden Personen b.e­
wohnt werden, und Wohnhäusern, die ~m.Eigen­
turn einer Gebietskörperschaft stehejl, 0.01 ne 
Rücksicht ~ruf den Ertrag neben einer 
Verzimung von 1 v. H.' auch noch eine Kapitals­
tilgung VOn mi nd e /) t e n s 2, .beziehungsweise-
3 v. H. der Tilgungsbeinr-agsgesamtschuld zu 

)eisten war. In Anbetracht ,der schlechten Er­
trags1age der Wohnhäuser, die in zahlreichen 
Fällen nicht un'Verschuldet' sein ,dürfte, und 
zWiecks Anpas.sung der .Laufzeit .der' Tilgungs~ 

,beitragsges.amuchuld an die Lelbensoouer der 

Prilike,­
Berimtlerstialtter. 

Wohnhäuser erweist sich die g,enerelle Einfüh­
rung . eines Mindesttilgungsbeit·r,ages als not­
wendig. EineJ(,apicalstilgung.squote von nur 
1 v. H. jährlich ~ann,als durcha.us angemes6en 
und wagbat ,bezeichnet werden. Es ersch·eint .ab-
50Lut geremofercigt, daß, bevor ei.ne Eilgenmittel­
verzinsung P1.atz greift, .auf die Kapitalstilgung 
Rücksicht genommen wird .. 

Der Finanz- und Bu.dgetausschuß, der sich in 
~ner Sitzung ',am 27. Felbcular 1947 mit der 
Vorlage ,beschäftigt unq ihr einstimmig und ohne 
Debatte zugestimmt hat, stellt .den An t r Q g, 
der Nationalnat wolle dem angeschlossenen Ge­
setzentwurf die verf.assungsmäßige Zustimmung 
ertei.len. 

Wäen, ,am 27. Februar 1947. 

Braclunann, 
Obmatllll. 

.;. 

Bunde5ßesetz vom 1947, 
womit der I. Abschnitt des Wohnbauför­
derungs- und Mietengesetzes vom 14. Juni 
1929, B. G. BI. Nr. 200, abgeändert wird. 

Der Narion'ahat hat Ibescblossen: 

Artikel I. ' 

De.r L Abschnitt des W ohnhauföI1deru~­
und Miete!!1lgesetzes vom 14. Jtinli' 1929, be­
treffeI1ld die iFöI1dJerung ,der WoIhnlb,1Utätigkeit 
und A!bäu,derung Ides ~etengesetzes (W ohnbau­
fÖ1'1derungs- und Mietengesetz), B. G. BI. Nr. 200, 
wird ,durm nachifo~gende' Bestimmungen abge-' 
än,dert unJd ergä:nlzt: 

(1) Der § 8, Albs. (2), ihat zu lauten wie folgt: 
"Die Tiagu.ngshcitr~ge sind wäihrenodder 

Dauer ,der Beittagspflicht für jedes Kalenderjahr 
in barem zu entri,chten. Die Beitragspflidtt 
heginnt hiI1lSichtlich jedes der in Betracht 
kOimmenden W oIhnihäU!ser mit ,dem Kalender­
jaihr, in dem :das hetreffeilide W ohnlhaus 
benüt7Jbar voHendet wird und erlischt, sciiballid 
die Summe ,der hinsichtlich dieses W ohn­
hauses vorsduüfwmäßig oder freiwiUig 
(Ab&atz 10) - ,gele1steten ~iträJge den im 

- Absatz 1 vorg.esehenen Gesamd>etrag erreicht 
hat." , 

(2) Der§ 8, Abs·. (4), ecltält n·achstelhende 
RaSISlUng: 

"IIWOWei<t himicht'lich eines Kalen,derJahres der 
dem Beitna'gs,pflichtigen .gemäß Abs. (3) veriblei­
herudle TeiQ der Ermitdungsigrundlage (Netto­
ertr3ig) nicht ausreicht, um rune Verzinsung ,der 
vom Bauweriber :für dieiAusfi.iihrungdes Bau- ( 
vorhabens :au:f~eweI1ldeteh Ei~genmittel [§ 3, 
Abs. (2), lit. Ib] zu einem Zitnss·atz von 4 v. H. 
zu ergeben, ermäßigt sich 'fiür das !betreffende 
K;,arl1enderjaihr das A'lmm:aß des Ti'lgungshcitra,ges, 
l1!m ,denjenigen :Betr.a.g, ·der edorderLich ist, um 
lZusattnlffien mit .dem N ettoertl'lalg eine Verzin­
sung von 4 v. H. Ider hezeichneten eigenen 
Mittel zu engeben." 

(3) Der §8, Abs. (12), etfuält nachstierheIliden 
Zusatz: 

,,4) ihIimiichtLidt aUer' ülbrigen Liegenschaften 
- (B'aurecl1te) 1 v. H.". 

(4) Der § 9 ihat zu buten wie folgt: 
"De~ Ertrag ider Tilgungsbeiträge ist zur 

D~ckungdes EIifoI1dern:'Sses. lfür dJie zugesagten, 
Bundeszu'schü~zu ver·wenden." 

Artikel H. 

(1) Die BestilmmuI1lg·en des Artike~. I, Abs. (2) 
u1lJd (3), gelten erstmaLig bei .der Berechnung ,des 
TiLgungSbeitra'ges für ,das KalenderJahr 1946. 

(2)" ~t der VO>l1z.i.elwng di.eses Bun'diesgesetzes 
sinid die Burudre9Il1i1l!i:stenendiiirFinanrzen und :flir 
smialeVellW'altung !betraut. 

.;. 
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